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Konsultation Netzentwicklungsplan Strom 2037 / 2045 (2023), 1. Entwurf 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachstehend erhalten Sie unsere Stellungnahme zum aktuellen Netzentwicklungsplan. 
 
In den Betrachtungen der Energienetze wird stets von Ausfallsicherheit gesprochen. Die 
Energieübertragungsinfrastruktur ist aber nicht nur hinsichtlich Ausfallsicherheit zu konzipieren, sondern 
auch hinsichtlich einer technischen Angreifbarkeit/Störsicherheit. Dieser im internationalen Gebrauch 
als „Vulnerability“ bezeichnete Aspekt zeigt, dass auch Themen einer gewollten – gegebenenfalls auch 
gewaltsamen Störung – berücksichtigt werden müssen. Die geplanten und teilweise sehr langen HGÜ-
Leitungen sind eine leicht angreifbare und verletzliche Infrastruktur, die es zu vermeiden gilt. Ein Angriff 
im Verteilnetzbereich führt dagegen nur zu kleinräumigen Störungen. 
 
Beim Suedostlink (Projekte DC5 und DC20) handelt es sich um eine Stromautobahn zur Förderung des 
europäischen Stromhandels auf Kosten des Stromzahlers mit der Begründung, die Trassen werden für 
die Versorgung Südbayerns benötigt. Nutznießer davon sind die Netzbetreiber und deren Investoren – 
mit einer garantierten Rendite weit über dem marktüblichen Zins. Hier wird die Verpflichtung zum 
Gemeinwohl mit Füßen getreten. 
 
Mit dem Ausbau der dezentralen erzeugten regenerativen Energien, der Beschleunigung des Ausbaus 
von Speichermöglichkeiten und dem Einsatz der nach der Abschaltung der Atomkraftwerke 
freiwerdenden Leitungsnetze ist die Versorgungssicherheit jeder Region in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet. Die konsequente Förderung und Nutzung von dezentral erzeugten 
Energien, wie Sonnen- und Windenergie, Biogasanlagen und Blockheizkraftwerken, unter Zuschaltung 
von schnell regulierbaren Gaskraftwerken zur Sicherheit, sowie die grundsätzliche Ausschöpfung der 
Energieeffizienzpotentiale reduzieren den Leitungsbedarf. 
 
Laut Angaben der Übertragungsnetzbetreiber steigt der Aufwand für den Netzausbau von einem Wert 
von 16 Milliarden Euro, den wir von 2014 kennen, mit diesem neuen NEP auf 239,7 Milliarden Euro nur 
für das Zubaunetz (Seite 224). Bei der vorgesehenen Laufzeit von vierzig Jahren ergeben sich daraus, 
unter Berücksichtigung von Finanzierungskosten für Garantierendite und Verzinsung, von über 400 
Milliarden Euro. Darin enthalten ist noch kein Planungs- oder späterer Wartungsaufwand. Wie bei den 
meisten Großprojekten heute üblich, könnten sich diese Kosten durchaus noch verdoppeln. Mit diesem 
Geld können ausreichend Speicherprojekte in Angriff genommen und das Verteilnetz ausgebaut werden 
und damit die Energiewende wirklich voranbringen. 
 
Erkennbares Ziel des HGÜ-Ausbaus ist die Stärkung des europäischen Binnenmarktes durch das 
Stromexportland Nr. 1 Deutschland. Dafür steht das Oligopol von Stromnetzanbietern mit 
monopolistischen Strukturen. Das geht weit über den Grundversorgungsauftrag der Bundesregierung 
für elektrische Energie im Rahmen der Daseinsvorsorge hinaus. Dazu kommt, dass die Ermittlung des 
wirklichen Bedarfs für den Netzausbau immer noch verschleiert wird. Hier stellt sich die Frage, ob die 
Neutralität der Bundesnetzagentur aufgrund ihrer Kundenbeziehungen zu den Energielobbyisten 
überhaupt noch gegeben ist? Hier braucht es eine wirklich neutrale Instanz. 
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